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1. Vorbemerkungen 

 

Den folgenden Ausführungen liegt ein Armutsverständnis zugrunde, daß zwar monetäre 

Einkommensarmut als ein zentrales Element von Armut versteht, aber an dem umfassenden 

Versorgungs- bzw. Lebenslagenkonzept orientiert ist. Demnach stehen die individuelle 

Versorgung mit Gütern unterschiedlicher Art und die Fähigkeit der Güternutzung bzw. die 

Ursachen für defizitäre Versorgungssituationen und fehlende Kompetenzen sowie Möglich-

keiten einer diesbezüglichen Prävention im Mittelpunkt der Überlegungen. Der Blick ist auf 

Privathaushalte, insbesondere Familienhaushalte, in Deutschland gerichtet. 

 

Die Analyse von Verarmungsursachen und Maßnahmen der Armutsprävention in dem oben 

skizzierten Sinn erfordert einen entsprechenden konzeptionellen Rahmen, zum einen für den 

Nachweis der Ursachen für Verarmung, zum anderen – anknüpfend an den Ursachen – für die 

Berücksichtigung der in Frage kommenden Maßnahmen der Armutsprävention. Denn ziel-

führende Maßnahmen der Armutsprävention können nur mit Bezug auf die Verarmungsur-

sachen sowie unter Berücksichtigung der Möglichkeiten der Einflußnahme erörtert werden.  

 

Fragen der Armutsmessung werden hier ausgeklammert, da es nicht Gegenstand dieses 

Beitrags ist, eine Grenze zu bestimmen, die Armut von Nicht-Armut trennt. Vielmehr gilt es 

zunächst, Ursachen oder Gründe zu identifizieren, die in Armutslagen führen, also bereits 

wirken können, ehe Armut eingetreten ist und als solche gemessen werden könnte.  

 

Der Ursachenbegriff wird im folgenden in einem in den Sozialwissenschaften weithin 

üblichen „weichen“ Sinn verwendet, da Kausalanalysen von Verarmungsprozessen nicht oder 

nur für einzelne Aspekte von Armut, z.B. monetäre Einkommensarmut, vorliegen. 

 

2. Theoretische Grundlagen und empirische Bezüge 

2.1 Theorie der Wohlfahrtsproduktion 

 

Einen generellen Rahmen für die Analyse von gesellschaftlichen Lebensverhältnissen und 

individuellen Lebenslagen bietet die Theorie der Wohlfahrtsproduktion, wie sie von Zapf 

(1984) skizziert worden ist. Danach sind vier Großgruppen von Institutionen beteiligt, die 

jeweils spezifische Beiträge zur Wohlfahrtsproduktion leisten, und zwar Märkte, Staat, 

Assoziationen und Privathaushalte. Die spezifischen Beiträge bestehen in folgendem: Märkte 



stellen private Güter bereit; der Staat bietet meritorische und spezifisch öffentliche Güter an; 

in und durch Assoziationen entstehen kollektive Güter; und Privathaushalte produzieren 

personale Güter. Der Gutsbegriff ist weit gefaßt; er schließt Waren, persönliche und kollek-

tive Dienste, öffentliche Infrastruktur und positive mentale Zustände ein. 

 

Defizitäre Lebensverhältnisse und Lebenslagen bis hin zu Armut lassen sich grundsätzlich mit 

Dysfunktionalitäten in den Bereichen der Wohlfahrt produzierenden Institutionen erklären, 

ggf. insbesondere mit „Marktversagen“ (z.B. Arbeitsmarkt, Wohnungsmarkt, Markt für 

Finanzdienstleistungen), „Staatsversagen“ (z.B. Steuer- und Transfersystem, System der 

sozialen Sicherung, Bildungssystem, öffentliche Infrastruktur), „Neuen sozialen Fragen“ 

(Organisationsprobleme der Interessenbündelung und Interessenvertretung) und der „Krise 

der Familie“ (z.B. Individualisierung der Lebensstile, Pluralisierung der Lebensformen). 

Individuelles Verhalten und zwischenmenschliches Geschehen ist in diesem institutionellen 

Rahmen, zu dem auch die sozialen Netzwerke von bzw. zwischen Privathaushalten gehören, 

eingebettet (vgl. Glatzer, Berger-Schmitt, 1986; Andreß, 1999, S. 73).  

 

Dieser Rahmen bildet auch die Grundlage für die in der Armutsdiskussion häufig zu findende 

Differenzierung zwischen individuellen und gesellschaftlichen Ursachen bzw. persönlichen 

(„Schicksalsschlägen“) und strukturellen Gründen der Armut, die aber wohl in vielen Fällen 

letztlich nicht eindeutig vorgenommen werden kann. So ist selbst dann, wenn Arbeitslosigkeit 

durch Unternehmensschließung bedingt ist, zu fragen, wieviel räumliche und berufliche 

Mobilität individuell erwartet werden kann, um wieder in Erwerbstätigkeit zu gelangen. 

Dieser Frage soll und kann hier aber nicht weiter nachgegangen werden. 

 

2.2 Theorie der Haushaltsproduktion 

 

Aus mikroökonomischer Sicht sind die Privathaushalte genauer in den Blick zu nehmen, weil 

Privathaushalte die grundlegenden Organisationseinheiten der Individuen und familialen 

Kleingruppen sind. In der Theorie der Haushaltsproduktion wird – im Anschluß an Gary S. 

Becker, den Wirtschaftsnobelpreisträger von 1992 – die individuelle bzw. familiäre Lebens-

lage als Ergebnis eines spezifischen Produktionsprozesses erklärt, der in der Kombination der 

beschafften bzw. genutzten Güter aus den oben genannten Bereichen Markt, Staat und Asso-

ziationen sowie Netzwerke besteht und durch die Managementleistung der Haushaltsführen-

den bewirkt wird (Becker, 1965).  



 

Galler und Ott (1993, S. 20) unterscheiden in ihrem Grundmodell der Haushaltsproduktion 

drei Gruppen von Ressourcen der Lebenslage: humane Ressourcen (personelle Zusammen-

setzung des Haushalts und Humankapital der Haushaltsmitglieder), materielle Ressourcen 

(Geld-, Sach- und Sozialvermögen) und soziale Ressourcen (Verfügbarkeit marktlicher, 

öffentlicher und privater Infrastruktur). Diese Ressourcen werden über die Teilprozesse: 

interne Vermögensreallokation, monetäre Einkommenserzielung, Einkommensumverteilung 

und Einkommensverwendung in Nutzenstiftungen, d.h. Bedürfnisbefriedigung umgewandelt 

(vgl. dazu Rollik, 1999, S. 59).  

 

Den persönlichen, humanen Ressourcen, also Humankapital bzw. Humanvermögen, kommt in 

diesem Transformationsprozeß eine Schlüsselrolle zu, weil letztlich nicht das Güterangebot, 

sondern die Fähigkeiten der Nutzbarmachung und Nutzung über die Lebenslage entscheidet – 

so Amartya Sen (1983, S. 160), der den Wirtschaftsnobelpreis 1998 für seine Arbeiten über 

Armut und ökonomische Ungleichheit erhalten hat. In der Haushaltsökonomie werden diese 

Fähigkeiten auch als Daseinskompetenzen bezeichnet. 

 

Zusammenfassend lassen sich bereits sehr allgemein die möglichen Ursachen oder Gründe 

von Verarmungsprozessen wie auch Ansatzpunkte für eine Armutsprävention nennen, 

nämlich die (defizitäre) Ressourcenausstattung in einem oder mehreren der genannten 

Bereiche. Verarmungsprozesse sind danach das Resultat gegebener und/oder sich nach und 

nach einstellender, individuell und/oder strukturell bedingter Defizite an humanen, materiel-

len und/oder sozialen Ressourcen einschließlich defizitärer Kompetenzen der Ressourcen-

nutzung; und Armutsprävention kann bzw. muß sowohl bei der Bereitstellung der Güter als 

auch bei den Fähigkeiten der Güternutzung ansetzen. In diesem Beitrag wird der Schwerpunkt 

auf die individuellen Fähigkeiten und deren Stärkung gelegt.  

 

2.3 Auslöser, Gründe, Ursachen von Überschuldung und Sozialhilfebezug 

 

Vor diesem theoretischen Hintergrund seien nun zunächst einige statistische Daten präsentiert 

und kommentiert, mit denen Verarmungsursachen empirisch beleuchtet werden können. Die 

einschlägige Literatur wie auch die bereits vorliegenden Armutsberichte für einzelne Bundes-

länder und Kommunen sind aus verschiedenen Gründen (u.a. Armutsverständnis, Operationa-

lisierungs- und Meßprobleme) grundsätzlich stark am monetären Einkommen orientiert und 



legen für die Analyse der Armutspopulation vor allem die Sozialhilfestatistik sowie Untersu-

chungen zur Überschuldung privater Haushalte zugrunde. Sozialhilfebezug kann wohl zumin-

dest für die Mehrzahl der Fälle als Indikator für eine armutsnahe Lebenslage (sog. „bekämpfte 

Armut“) gewertet werden; und Überschuldung gilt als eindeutiges Anzeichen für eingetretene 

Armut, insbesondere für monetäre Einkommensarmut.  

 

Als Auslöser von Überschuldung wurden durch Erhebungen bei Schuldnerberatungsstellen 

1989 durch die GP Forschungsgruppe (Korczak, Pfefferkorn, 1990, S. 379) die folgenden 

ermittelt: Arbeitslosigkeit (37 % der Mehrfachnennungen), Probleme bei der Haushaltsfüh-

rung (36 %) Niedrigeinkommen (32 %), Bildungsdefizite (21 %), Trennung bzw. Scheidung 

(20 %), Haushaltsgründung (12 %), Suchterkrankung (11 %), Unfall bzw. Krankheit (10 %), 

Überversicherung (10 %), Nichtinanspruchnahme von Sozialdienstleistungen (6 %), Schwan-

gerschaft (4 %). Eine ähnliche Verteilung der Auslöser ergab auch die Erhebung bei ostdeut-

schen Schuldnerberatungsstellen 1995 (Korczak, 1997, S. 244). Ebenfalls zu ähnlichen Ergeb-

nissen kommt die Erhebung des Instituts für Finanzdienstleistungen e.V. bei Schuldnerbera-

tungsstellen 1997. Danach ergibt sich folgende Verteilung der Ursachen: Arbeitslosigkeit (27 

%), Konsumverhalten (23 %), familiäre Probleme (16 %), Krankheit (14 %), sonstiges (20 %) 

(Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbände e.V., Bonn/Deutsches Rotes Kreuz, Bonn, 

1999, S. 38). 

 

Als Hauptursachen des Sozialhilfebezugs (HLU) außerhalb von Einrichtungen wurden in den 

Bremer Langzeitanalysen von Sozialhilfestatistiken im Rahmen des Forschungsprojektes zur 

dynamischen, lebenslaufbezogenen Armutsforschung über den Beobachtungszeitraum 1983 

bis 1989 für die Zugangskohorte 1983 die folgenden festgestellt – ohne Wartefälle auf vor-

rangige Leistungen, außer Warten auf Rente (Buhr, 1995, S. 121; Leibfried u.a., 1995, S. 85): 

Arbeitslosigkeit (47 v.H. der Fälle), familiäre Ursachen (12 v.H.), Zuwanderung (9 v.H.) 

Ausbildung (7 v.H.), soziale Probleme (6 v.H.), geringe Rente bzw. Wartezeit zwischen 

Antragstellung und Rentenbezug (3 v.H.), Krankheit (3 v.H.), geringes Erwerbseinkommen (2 

v.H.), sonstiges (11 v.H.). Auch aktuelle Ergebnisse der Sozialhilfestatistik zeigen, daß eine 

defizitäre Erwerbssituation, insbesondere Arbeitslosigkeit, sowie eine besondere soziale 

Situation, vor allem familiäre Gründe, die Hauptursachen des Sozialhilfebezugs sind 

(Seewald, 1999, S. 101-102). 

 



In einer Befragung armer und armutsnaher Familien 1998 über Anstoßereignisse der Armut 

für den Landesarmutsbericht Schleswig-Holstein (1999, S. 193) wurde eine sehr ähnliche 

Aufzählung und Gewichtung wie in den o.g. Untersuchungen erhoben, die nach Aussagen der 

Gutachter mit vergleichbaren Längsschnittuntersuchungen in anderen Regionen im wesent-

lichen übereinstimmt. Bezogen auf alle Befragten, die entweder als einkommensarm oder als 

lebenslagenarm identifiziert worden waren, ergab sich folgende Häufigkeitsverteilung (Mehr-

fachnennungen): Arbeitslosigkeit (46,2 %), Trennung bzw. Scheidung (41,0 %), Schwanger-

schaft bzw. Geburt von Kindern (37,6 %), Kreditaufnahme (30,8 %), keine oder abgebro-

chene Berufsausbildung (20,4 %), Wechsel der Wohnung bzw. des Wohnorts (19,8 %), Miete 

wurde erhöht (14,1 %), plötzliche Krankheit, die zu einer Lebensumstellung gezwungen hat 

(9,9 %), Gründung eines eigenen Haushalts (9,7 %), Einwanderung nach Deutschland (8,9 

%). Bei Alleinerziehenden spielen den Ergebnissen zufolge Trennung bzw. Scheidung sowie 

Schwangerschaft bzw. Geburt von Kindern eine weit über dem Durchschnitt liegende Rolle 

als genanntes Anstoßereignis für Armut bzw. Armutsnähe von Familien. 

 

Als Zwischenergebnis lassen sich die genannten Auslöser von Überschuldung bzw. Ursachen 

des Sozialhilfebezugs sowie von Armut und Armutsnähe im wesentlichen fünf Ursachen-

feldern zuordnen: (1) Arbeitsmarkt und Erwerbseinkommen, (2) Haushalt und Familie, (3) 

Gesundheit und Alter, (4) Dysfunktionalität sozialer Sicherungssysteme, (5) Einwanderung 

bzw. Nationalität. Das Ursachenfeld „Haushalt und Familie“, das oft – wenn überhaupt – 

lediglich als nachrangige Verarmungsursache bzw. unter dem Aspekt der Familie (Wandel 

der Lebensformen, Auflösung der „Normalfamilie“) gesehen wird (z.B. bei Schwarz, 1996, S. 

17; Eggen u.a., 1998, S. 138-139), ist den o.g. Daten zufolge als erheblich einzustufen. Insbe-

sondere die in der einschlägigen Literatur kaum thematisierten Probleme bei der Haushalts-

gründung und Haushaltsführung und dem damit verbundenen Markt- und Konsumverhalten 

einschließlich Kreditaufnahme sind mit Blick auf das Konzept der Haushaltsproduktion als 

Ursachen von Verarmung und Ansatzpunkte für Maßnahmen der Armutsprävention näher in 

Betracht zu ziehen. 

 

2.4 Spezifische familiäre Ursachen und Hintergründe 

 

Eine differenzierte Analyse der Ursachen des Sozialhilfebezugs (HLU) 1997 außerhalb von 

Einrichtungen, insbesondere nach dem Geschlecht der Beziehenden und damit zugleich eine 

Aufschlüsselung familiärer Ursachen, bietet der Landesarmutsbericht Schleswig-Holstein 



(1999, S. 110). Danach gaben zwar 50 % der Männer, aber lediglich 19 % der Frauen „Ar-

beitslosigkeit“ als alleinigen Grund für den Sozialhilfebezug an. Explizit familiäre Ursachen 

wurden fast ausschließlich von Frauen genannt, oft in Kombination mit weiteren Gründen, 

und zwar folgende: nicht erwerbstätig wegen häuslicher Bindung (21 %); nicht erwerbstätig 

wegen häuslicher Bindung und Trennung bzw. Scheidung (9 %); nicht erwerbstätig wegen 

häuslicher Bindung und Geburt eines Kindes (4 %); erwerbstätig und Trennung bzw. Schei-

dung (3 %); arbeitslos und Trennung bzw. Scheidung (3 %). Lediglich die zuletzt genannte 

Kombination (arbeitslos und Trennung bzw. Scheidung) findet sich auch bei Männern, 

allerdings nur in geringem Ausmaß (1 %).  

 

Werden die Haushalte von Empfängern und Empfängerinnen von Sozialhilfe (HLU) außer-

halb von Einrichtungen nach Haushalts- und Familientypen betrachtet, zeigt sich, daß Fami-

lien mit mehreren Kindern, insbesondere Alleinerziehende, besonders betroffen sind und die 

haushaltstypspezifischen Quoten der Sozialhilfebedarfsgemeinschaften (HLU beziehende 

Haushalte) mit zunehmender Kinderzahl steigen. Für 1994 sind folgende Haushaltsquoten 

ermittelt worden: Ehepaare mit Kindern unter 18 Jahren mit 1 Kind 1,3 %, mit 2 Kindern 1,5 

%, mit 3 und mehr Kindern 4,1 %; alleinstehende Frauen mit Kindern unter 18 Jahren mit 1 

Kind 18,3 %, mit 2 Kindern 25,0 %, mit 3 und mehr Kindern 37,6 %; bei Ehepaaren ohne 

Kinder sind es lediglich 0,8 % (BMFSFJ, 1997, S. 123). Die aktuellen Zahlen der Sozial-

hilfestatistik zeigen ähnliche Verhältnisse (vgl. Seewald, 1999, S. 98).  

 

Ergänzend hinzuweisen ist darauf, daß die bisherigen Zahlen der Haushaltsquoten zur Zeit 

einer Revision unterzogen werden, da sich Probleme durch die Zusammenführung von Daten 

des Mikrozensus und der Sozialhilfestatistik herausgestellt haben, die zu Korrekturen bei 

einzelnen Werten, aber nicht bei den generellen Feststellungen führen werden; auch die revi-

dierten Zahlen werden steigende Haushaltsquoten von Familien mit zunehmender Kinderzahl 

sowie die besondere Betroffenheit von Alleinerziehenden nachweisen.  

 

Den Einfluß des Familienzyklus und der Organisation von Haushalts- und Erwerbsarbeit auf 

das monetäre Einkommen und insbesondere die Bedeutung des „Alleinernährermodells“ als 

Risikofaktor für Einkommensarmut – gemessen nach dem Konzept der 50 %-Armutsgrenze 

(„weniger als 50 % des durchschnittlichen Äquivalenzeinkommens der entsprechenden 

Privathaushalte“) – hat Dathe (1998) auf der Grundlage des Mikrozensus 1995 untersucht. 

Danach steigt die Armutsquote von Ehepaaren mit Kindern umgekehrt proportional mit dem 



Umfang der Erwerbsbeteiligung der Ehepartner. Die Armutsquote ist in allen Familienphasen 

am höchsten (bzw. am geringsten), wenn beide Ehepartner nicht erwerbstätig (bzw. erwerbs-

tätig) sind. Die Armutsquoten von Ehepaaren mit Kindern und traditioneller Arbeitsteilung 

(„Alleinernährermodell“) steigen zunächst familienzyklusspezifisch an und fallen dann 

wieder ab; sie betragen in den alten (neuen) Bundesländern in der Gründungsphase 9,6 % 

(8,1), in der Aufbauphase 14,5 % (11,3 %), in der Stabilisierungsphase 18,7 % (13,9 %), in 

der Konsolidierungsphase 4,8 % (5,0 %) und in der Um- oder Neuorientierungsphase 2,1 % 

(0,0 %). Das Ergebnis an sich ist zwar wenig überraschend, aber es belegt das phasenspezi-

fisch unterschiedlich ausgeprägte Einkommensrisiko von Familienhaushalten mit traditio-

neller Rollenteilung der Ehepartner. 

 

Die Haushalts- und Familiengründung, insbesondere die Geburt von Kindern, bedingt 

bekanntermaßen sowohl einen zunehmenden Betreuungsaufwand als auch einen erhöhten 

Bedarf an Finanzmitteln für Güter des täglichen Bedarfs und für langlebige Konsumgüter, 

nicht zuletzt für Wohnraum. Aber gerade nach der Geburt eines (weiteren) Kindes geht die 

Erwerbskapazität des Elternpaares tendenziell zurück, wenn nicht auf Betreuungsmöglich-

keiten zurückgegriffen werden kann. Entsprechendes gilt verstärkt für Alleinerziehende. 

Diese „Schere“ zwischen Bedarf und Deckungsmöglichkeiten wird häufig durch Kreditauf-

nahme geschlossen. Damit kommt ein weiterer Risikofaktor für die Auslösung oder Verstär-

kung eines Verarmungsprozesses, auf den oben bereits grundsätzlich hingewiesen worden ist, 

ins Spiel.  

 

Die Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1993 zur Nutzung von Krediten 

(Konsumentenkredite sowie Hypothekendarlehen u.ä.) zeigen, daß bei Ehepaaren mit Kindern 

mit zunehmender Zahl der Kinder sowohl der Anteil der Haushalte mit Kreditverpflichtungen 

als auch die durchschnittliche Kreditsumme zunimmt; für die neuen Bundesländer gilt dies 

mit leichter Einschränkung (vgl. Tab. 1 auf der folgenden Seite). Die Einkommens- und Ver-

brauchsstichprobe 1998 ist erst teilweise ausgewertet. Hinsichtlich der Restschulden für Haus- 

und Grundbesitz scheint sich die Tendenz – nach noch unveröffentlichten Ergebnissen – eher 

verstärkt, als verringert zu haben. 

 

Familiäre Ursachen (i.e.S.) des Sozialhilfebezugs sind demnach vor allem fehlendes Erwerbs-

einkommen oder Niedrigeinkommen, insbesondere aufgrund von Arbeitslosigkeit oder Ver-

zicht auf Erwerbsbeteiligung wegen der vorrangigen Erfüllung von Haushalts- und Familien-



aufgaben, wie die Betreuung von Alten und Kindern – sei es freiwillig, aufgrund von Präfe-

renzen, oder erzwungen, wegen fehlender Betreuungsmöglichkeiten. Letzteres (Betreuung 

von Kindern) trifft besonders auf Alleinerziehende zu. Bei Alleinerziehenden sind auch unzu-

reichende oder gänzlich ausbleibende Unterhaltsleistungen für die Kinder ein Grund für den – 

zumindest vorübergehenden – Sozialhilfebezug. Folglich sind Alleinelternschaft und Partner-

losigkeit bzw. Partnerverlust sowie traditionelle Rollenteilung mit nur einem Erwerbstätigen 

(sog. „Alleinernährermodell“) häufige familiäre Ursachen des Sozialhilfebezugs und damit 

mögliche Verarmungsursachen.  

 

Tab.: Kreditverpflichtungen von Familienhaushalten mit Kindern am 31.12.1993 

 

Haushaltstyp Früheres Bundesgebiet Neue Länder und Berlin-Ost 

   

Konsumentenkredite (ohne Dispo) % * DM* %* DM* 

Alleinerziehende 23,9 8.039 26,5 5.082 

Ehepaar mit 1 Kind 21,3 11.968 29,4 8.039 

Ehepaar mit 2 Kindern 24,3 12.417 32,7 9.113 

Ehepaar mit 3 Kindern 28,5 12.966 38,3 8.472 

Ehepaar mit 4 und mehr Kindern 33,8 15.321 35,1** 8.593 

     

Schulden für Hypotheken u.ä. % *** DM* %*** DM* 

Alleinerziehende 53,3 113.200 33,3** 37.200** 

Ehepaar mit 1 Kind 65,2 122.600 44,7 59.600 

Ehepaar mit 2 Kindern 72,4 144.100 55,6 65.200 

Ehepaar mit 3 Kindern 73,9 154.500 56,7** 64.900** 

Ehepaar mit 4 und mehr Kindern 78,9 150.000 / / 

 

* Haushalte mit entsprechenden Verpflichtungen;  ** = Angabe statistisch unsicher 

*** Eigentümerhaushalte;  / = keine Angabe, da Zahl nicht sicher genug 

 

Quelle: BMFSFJ, 1997, S. 120; Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 

Abgeordneten Christel Hanewinckel, Hildegard Wester, weiterer Abgeordneter und der 

Fraktion der SPD btr. die „Wirtschaftliche Situation von Kindern und Familien“, BT-Drs. 

13/6141, vom 17.12.1996, Tab.3/5.2 

 

 



Zu den familiären Ursachen in einem weiten Sinn sind auch die bereits nachgewiesenen haus-

haltsbezogenen Verarmungsursachen zu rechnen, die letztlich in einem Mangel an Kompeten-

zen in der Haushaltsführung begründet sind. Dazu gehören fehlende Planungskompetenz, 

mangelhafte Markt-, Produkt- und Verfahrenskenntnisse, naive Risikoabwägung und Uner-

fahrenheit im Umgang mit Behörden (vgl. Korczak, Pfefferkorn, 1990, S. 380), aber auch 

nicht adäquate Nutzung öffentlich bereitgestellter Güter, z.B. des Gesundheitswesens und des 

Schulwesens. Mangelhafte Haushaltsführungskompetenzen entsprechen hinsichtlich ihrer 

Ursächlichkeit für suboptimale bzw. defizitäre Daseinsbewältigung den fehlenden Erwerbs-

kompetenzen (Schulabschluß, Berufsausbildung, Ausbildungsabschluß) als Risikofaktoren für 

eine erfolgreiche Erwerbsbiographie. 

 

Armutsprävention bei Privathaushalten durch direkte Einflußnahme auf die Wahl der Lebens-

partner und Lebensformen durch außerfamiliale Insitutionen, um dem Wandel der Lebens-

formen und der damit verbundenen Zunahme instabiler, armutsgefährdeter Haushalte entge-

genzuwirken, ist nicht möglich und auch nicht wünschenswert. Die Maßnahmen in diesem 

Bereich müssen folglich bei der Stärkung von Haushaltsführungskompetenzen ansetzen, 

soweit hier Defizite bestehen (vgl. Palentin, 1999, S. 17).  

 

2.5 Ausgangssituation und Ansatzpunkte für Maßnahmen der Armutsprävention bei 

Privathaushalten 

 

Ein Blick auf Zusammenstellungen sozialstaatlicher Vorkehrungen gegen Armut bzw. zu 

deren Milderung zeigt, daß die Maßnahmen vor allem auf die Verbesserung der finanziellen 

Lage und der Erwerbschancen sowie der Versorgung mit Wohnraum und sozialen Diensten, 

zum Teil auch auf die Förderung sozialer Netztwerke gerichtet sind. Dagegen wird der 

Bereich der Stärkung von Selbstbewältigungskompetenzen für die Haushaltsführung und die 

familiale Daseinsgestaltung ganz weitgehend vernachlässigt (vgl. z.B. Dieckmann, 1996; 

Ministerium für Arbeit, Soziales und Gesundheit des Landes Rheinland-Pfalz, 1998). Dies 

überrascht angesichts der oben dargelegten Einsichten und Daten, wonach zum einen die 

Sicherung des Lebensunterhalts wesentlich auf der Kombination von Erwerbsarbeit bzw. der 

Realisierung von Transferansprüchen und Haushaltsarbeit beruht und zum anderen die 

Ursachen oder Gründe für Verarmungsprozesse zu einem erheblichen Teil in einem Mangel 

an Kompetenzen in der Haushaltsführung zu sehen sind. Es erscheint also gerade auch 

deshalb geboten, den Schwerpunkt in dieser Expertise Beitrag auf Maßnahmen der 



sozioökonomischen Stabilisierung und damit der Armutsprävention durch Stärkung von 

Haushaltsführungskompetenzen zu legen und entsprechende Anregungen zu geben.  

 

Im folgenden wird ein System von Maßnahmen skizziert, das die Bereiche Bildung, Beratung 

und Vermittlung von Fertigkeiten umfaßt, und sowohl bereits realisierte als auch noch zu 

etablierende Maßnahmen beinhaltet. Die Überlegungen knüpfen an Maßnahmen in den 

jeweiligen Bereichen an und beschreiben in Grundzügen ein modular aufgebautes und breit 

angelegtes Maßnahmenpaket. Zuvor sind jedoch noch zwei Bemerkungen angebracht, und 

zwar zur Dynamik von Lebenslagen sowie zur Wirksamkeit von Maßnahmen der hier 

angesprochenen Art.  

 

Zum einen zeigen Verlaufsanalysen von Verarmungsprozessen, daß – wie oben bereits 

dargelegt – vielfältige Ursachen und deren Kombination in einem oft länger andauernden, 

schleichenden Prozeß in Armutslagen führen und – darauf wurde noch nicht hingewiesen – 

daß solche Lagen auch wieder überwunden werden können (vgl. dazu Buhr, 1995; Leibfried 

u.a., 1995; Ludwig, 1996). Wichtig ist in diesem Zusammenhang auch, daß Armut und Verar-

mungsrisiken nicht auf gesellschaftliche Randgruppen beschränkt sind, wohl aber unter-

schiedliche Risiken des Eintritts und der Kumulation von Auslöse- und Verstärkungsereig-

nissen bestehen (vgl. Hübinger, 1996). Zum anderen ist unbestritten, daß sich Bildungsinputs 

grundsätzlich positiv auf Humanvermögen und Leistungsfähigkeit auswirken. Vereinzelte 

Studien belegen zusätzlich, daß Maßnahmen zur gezielten Stärkung von Kompetenzen für die 

Selbststeuerung in bestimmten Bereichen, wie Arbeitsmarkt und Haushalt, erfolgreich sind 

(Proudfoot u.a., 1997; Verein für Fraueninteressen e.V., Allgemeiner Sozialdienst der Stadt 

München, 1998).  

 

Diese Erkenntnisse rechtfertigen ein Konzept, das mit einer auf Haushalt und Familie bezo-

genen Allgemeinbildung und dem Erwerb entsprechender Praxiserfahrungen (für alle) beginnt 

und – nach Dringlichkeit abgestufte – problemadäquate Maßnahmen der speziellen Informa-

tionen und Intervention für Zielgruppen beinhaltet. Generelle Grundlage sind moderne Theo-

rien der Haushaltsführung und entsprechende Konzepte der Haushaltsführungslehre, in denen 

sowohl die Fragen der Gestaltung der Haushalts- und Familiensysteme als auch die Vernet-

zung mit den übrigen Bereichen der gesellschaftlichen Wohlfahrtsproduktion betrachtet 

werden (z.B. von Schweitzer, 1991; Kutsch, Piorkowsky, Schätzke, 1997). Damit ist eine 



wissenschaftlich gesicherte Basis vorhanden, die über entsprechende Vermittlungsinstanzen 

zu einer gelingenden Lebensbewältigung beitragen kann. Dies ist nun näher darzustellen. 

 

3. Maßnahmen der Armutsprävention bei Privathaushalten 

3.1 Familien- und Haushaltsbezogene Allgemeinbildung in der Schule 

 

Schulische Bildung ist vor allem auf die Teilhabe am Erwerbsleben ausgerichtet; dies kommt 

auch im Begriff des Humankapitals zum Ausdruck, der regelmäßig i.S.v. Erwerbsfähigkeit 

verstanden und von Ökonomen als diskontiertes Lebenserwerbseinkommen operationalisiert 

wird. Dagegen werden Fragen des umfassenden Humanvermögens und damit auch der Haus-

haltsführungs- und Familienkompetenzen im schulischen Unterricht stark vernachlässigt (vgl. 

dazu Rollik, 1999, S. 58).  

 

Ein für alle Schulformen und Schulstufen in allen Bundesländern sowie für Jungen und 

Mädchen gleichermaßen durchgehend angebotenes Fach, das sich ausschließlich mit den 

Fragen der Haushaltsführung und dem Familienleben befaßt, gibt es in Deutschland nicht. 

Gegenwärtig liegt die Verantwortung für eine auf Haushalt und Familie bezogene Bildung 

insbesondere bei den Fächern Arbeitslehre/Hauswirtschaft (oder ähnliche Bezeichnung), 

Gemeinschaftskunde/Politik/ Sozialwissenschaften sowie Religion/Ethik. Vor allem das Inte-

grationsfach Arbeitslehre/Hauswirtschaft leidet unter einer Marginalisierung in den Stunden-

tafeln. Oft nur wenige Unterrichtsstunden, die häufig im Wahlpflichtbereich angeboten wer-

den, stehen im krassen Widerspruch zu den Herausforderungen der – nur banal klingenden – 

Alltagsbewältigung (vgl. dazu Deutsche Gesellschaft für Hauswirtschaft, 1992).  

 

Tatsächlich waren die Anforderungen an die persönliche Daseinsbewältigung selten so groß 

wie gegenwärtig; und die Anforderungen nehmen eher zu als ab. Die Rahmenbedingungen 

privater Haushalts- und Lebensführung unterliegen einem beschleunigten Wandel, der 

erhebliche Adaptions- oder besser noch Antizipationsfähigkeiten erfordert. Zunehmende 

Optionalisierung, Virtualisierung und Unsicherheit auf den Arbeits-, Waren- und Geld-

märkten, aber auch in den privaten Lebensformen sowie Veränderungen von Angeboten im 

Bereich öffentlicher Infrastruktur erzwingen Informations- und Entscheidungsprozesse, die 

auf den Begriff der Neuen Hausarbeit (Thile-Wittig, 1993) gebracht worden sind. Da tradi-

tionelles Wissen zunehmend schneller veraltet, können auch die eigenen Haushalte und 



Familien als Vermittlungsinstanzen für haushalts- und familienbezogenes Wissen und 

Können, selbst dort, wo es angeboten und angenommen wird, nur Stückwerk leisten. 

 

Eine entsprechende Basis für ein „Lebenslanges Lernen“ auch in diesem Bereich kann nur – 

und muß – die allgemeinbildende Schule legen. Ohne ein solches Fundament wird sich nicht 

ändern, was oft zu Recht beklagt wird, daß nämlich diejenigen Haushalte und Familien, die 

Information und Beratung am dringendsten benötigen, nicht die Beratungsstellen aufsuchen 

bzw. entsprechende Angebote „in Gehstrukturen“ nicht im notwendigen Umfang annehmen. 

Es ist aber stark zu vermuten, daß sich dies ändern würde, wenn mit der grundlegenden All-

gemeinbildung für Haushalt und Familie, d.h. der Vermittlung von entsprechenden Kennt-

nissen und Fähigkeiten, zugleich Sensibilität für die möglichen Probleme sowie Kompetenz 

zur Suche nach Lösungsmöglichkeiten eingeübt werden konnten. 

 

In diesem Beitrag kann kein Curriculum vorgelegt werden. Es sollen lediglich die Grundbau-

steine und Elemente einer schulischen Haushaltslehre sowie thematische Schwerpunkte be-

nannt werden, die im Sinne eines aufbauenden Lernens nach und nach den Grundstock für die 

Suche und Verarbeitung von Anschlußinformationen im späteren Leben legen könnten. 

 

Die folgenden Grundbausteine und Elemente einer schulischen Haushaltslehre ermöglichen 

eine systematische Befassung mit den Problem- und Handlungsbereichen der Privathaushalte 

im Schulunterricht (Piorkowsky, 1990): 

 Mikroökonomischer Bereich 

- Haushaltstätigkeiten 

- Ressourcen 

- Entscheidungen und Ressourcen-Management 

 Mikrosozialer Bereich 

- Haushalts- und Familienfunktionen (Binnenfunktionen) 

- Rollen- und Rollenwechsel in Haushalt und Familie 

- Orientierungen für das Verhalten 

 Makroökonomischer Bereich 

- Beschäftigungssystem 

- Gütermärkte einschließlich Finanzmärkte 

- Öffentliche Versorgung 

- Informelle Wirtschaft 



 Makrosozialer Bereich 

- Haushalts- und Familienfunktionen (Außenfunktionen) 

- Sozialer Nahbereich und soziale Netze 

- Gesellschaftliche Willensbildung 

 

Im Rahmen der o.g. Grundbausteine und Elemente bzw. aufbauend lassen sich z.B. die 

folgenden thematischen Schwerpunkte setzen:  

 Vereinbarkeit von Familie und Beruf in einer Gesellschaft, in der unter ökonomischen 

Zwängen die Unterordnung des einzelnen unter die Anforderungen des Erwerbslebens 

verlangt wird, aber ein Erwerbsarbeitsplatz nicht mehr (lebenslang) gesichert ist und die 

private Arbeit deshalb nicht immer steigenden Konsumansprüchen genügen kann; 

 Finden einer Balance zwischen den konkurrierenden Anforderungen der Erwerbswelt auf 

Flexibilität und der Familie auf Stabilität sowie zwischen wachsenden Konsumansprüchen 

einerseits und zunehmenden Risiken der Ver- und Überschuldung andererseits; 

 Neubestimmung des Verhältnisses des einzelnen zur Familie, des Verhältnisses von indi-

viduellen Rechten und Interessen zu den Erfordernissen von Gruppen (Familie, Verwandt-

schaft) und Abhängigen (Kinder, Pflegebedürftige) sowie der Geschlechterrollen und des 

Eltern-Kind-Verhältnisses und Befassung mit den sich daraus ergebenden Konsequenzen; 

 Auseinandersetzung mit den Anforderungen an Lebensstile, die möglichst wirtschaftlich, 

gesundheitsverträglich, sozialverträglich und ökologisch sein sollen, sowie mit den neuen 

Medien für haushaltsbezogene Anwendungen, wie E-Commerce und Online-Beratung. 

 

Die Probleme der Umsetzung eines auf Haushalt und Familie bezogenen obligatorischen und 

durchgehend angebotenen Unterrichts liegen zum einen in der Hoheit der Länder bei Bil-

dungsfragen und im Schulwesen, zum anderen in der Konkurrenz der nahen und fernen 

Fächer um Stundenanteile im Unterricht. Aber eine nur auf Erwerbsarbeit und Kulturkonsum 

vorbereitende Schule erscheint angesichts der Wandlungen in der modernen bzw. postmoder-

nen Gesellschaft obsolet (vgl. Kettschau, Methfessel, Piorkowsky, 2000). 

 

3.2 Hauswirtschaftlicher Grunddienst 

 

Die Einführung eines z.B. halbjährigen hauswirtschaftlichen Grunddienstes für alle jungen 

Menschen nach Beendigung der Schulausbildung und vor dem Eintritt in berufsbildende 

Prozesse, wie wir dies gegenwärtig im Wehrersatzdienst finden, wäre aus verschiedenen 



Gründen wünschenswert. Zum einen würden Grundfähigkeiten und Grundeinsichten für die 

Bewältigung von hauswirtschaftlichen Versorgungsaufgaben gestärkt. Wäre dies eine gesell-

schaftlich anerkannte Selbstverständlichkeit, würden sowohl die individuelle Bewältigungs-

kompetenz als auch die Anerkennung der Normalität und des Wertes von Haushalts- und 

Familienaufgaben gefördert. Zum anderen könnte gesellschaftlich notwendige Arbeit nach 

allgemein akzeptierbaren Gerechtigkeitsvorstellungen und zugleich ein früher Beitrag zur 

Erfüllung des Generationenvertrags geleistet werden.  

 

Hauswirtschaftlicher Grunddienst ist als eine konkrete Form der Bürgerarbeit zu verstehen. 

Die Notwendigkeit einer Einführung läßt sich aus den oben dargelegten Defiziten begründen. 

Die Chance des Gelingens könnte sich aus der Diskussion um die Abschaffung bzw. Verrin-

gerung und Verkürzung des Wehrdienstes ergeben, gerade auch mit Blick auf die Fragen der 

Dienstgerechtigkeit und der sich abzeichnenden Lücken in den auf Ersatzdienstleistende 

angewiesenen Versorgungsbereichen. Diesbezüglich müßte zunächst die grundsätzliche 

politische Wünschbarkeit und Machbarkeit ausgelotet sowie ein Diskussionsprozeß mit den 

betroffenen Gruppen und deren Verbänden angestoßen werden. 

 

3.3 Familien- und Haushaltsbezogene Erwachsenenbildung 

 

Familien- und haushaltsbezogene Erwachsenenbildung wird gegenwärtig vor allem in Kursen 

in Familienbildungsstätten und in Volkshochschulen, in geringem Umfang auch in Eltern-

schulen im Rahmen der Geburtsvorbereitung in Kliniken angeboten. Inhaltlich dominieren in 

den Kursen, je nach Institution, die Themen Kind und Familie, Kauf und Konsum sowie 

Ernährung. Anspruchsvolle Fragen der Haushaltsführung, wie die Allokation der Ressourcen, 

insbesondere von Arbeitskraft und Geld, sowie die Steuerung des Haushaltsprozesses, z.B. 

durch Budgetplanung und -kontrolle, bleiben weitgehend außer Betracht oder werden 

banalisiert. Auch die Thematisierung von kritischen Lebensereignissen und adäquaten 

Bewältigungsstrategien findet kaum statt; und Armut sowie Armutsprävention war bisher 

überhaupt kein Thema.  

 

Der Verfasser dieser Expertise hat gemeinsam mit Frau Prof. Kettschau im Auftrag der Stift-

ung Verbraucherinstitut, Berlin, im Rahmen zweier Fortbildungen für Kursleiterinnen von 

Volkshochschulen und Familienbildungsstätten in den Jahren 1997 und 1998 ein Konzept 

moderner haushaltsbezogener Bildung vermittelt. Unter dem Thema „Zukunft der Haushalts-



arbeit und der haushaltsbezogenen Bildung“ wurden i.S. der oben dargelegten Grundlagen 

entsprechende Inhalte und didaktische Methoden vorgestellt. Die Kursleiterinnen berichteten 

übereinstimmend, daß für diese Thematik nur eine geringe Nachfrage bestehe, weil potentielle 

Teilnehmer aufgrund von vermeintlich mangelnder Betroffenheit vom Kursbesuch abgehalten 

würden. Eine für 1999 geplante dritte Fortbildungsveranstaltung für Kursleiterinnen mußte 

wegen geringer Anmeldungen abgesagt werden. Dies kann als Beleg für die oben vertretene 

These gewertet werden, daß sich wegen der fehlenden Grundbildung in diesem Bereich die 

Nachfrage nicht angemessen entfaltet. 

 

Bessere Erfahrungen hat der Verfasser dieses Beitrags auf Multiplikatorinnen-Workshops der 

Bundesabeitsgemeinschaft Katholischer Familienbildungsstätten 1999 und 2000 im Rahmen 

des vom BMFSFJ initiierten Maßnahmenkonzepts zur Armutsprävention, Bereich „Impulse 

der Familienbildung“, gemacht. Unter dem Thema „Wirtschaftliche Bewältigungs-

kompetenzen von Familienhaushalten durch Bildung stärken“ konnten die Teilnehmerinnen 

nicht nur gezielt informiert, sondern auch hochgradig motiviert werden, in ihren Familien-

bildungsstätten vor Ort entsprechend aktiv werden zu wollen.  

 

Gute Möglichkeiten zu verstärkter Aktivierung sieht der Verfasser dieses Beitrags im o.g. 

Klinikbereich. Es sollte angeregt werden, die bisher auf Fragen der Säuglingspflege, Hygiene 

und Ernährung konzentrierten Kurse zur Geburtsvorbereitung von Eltern um solche Inhalte zu 

ergänzen, die sich mit der Haushaltsführung befassen. Diesbezüglich ist eine starke Motiva-

tion sowohl bei der Zielgruppe junger Eltern und Familien als auch bei den Klinikleitungen zu 

erwarten.  

 

3.4 Präventive Einkommens- und Budgetberatung 

 

Eine über die haushaltsbezogene Allgemeinbildung hinausgehende Maßnahme der Armuts-

prävention ist die präventive Einkommens- und Budgetberatung, die in einem dreieinhalb-

jährigen Bundes- und Landesmodellprojekt in Rostock von 1994 bis 1998 entwickelt worden 

ist (Piorkowsky, 1998). Sie hebt sich konzeptionell sowohl von der Verbraucherberatung als 

auch von der Schuldnerberatung ab. Die Verbraucherberatung ist zwar ebenfalls präventiv 

orientiert, aber auf die Konsumentenrolle von Privathaushalten konzentriert; und die Schuld-

nerberatung wird nachsorgend tätig, wenn bereits hohe Verschuldung bzw. Überschuldung 

eingetreten ist.  



 

Das Grundkonzept der präventiven Einkommens- und Budgetberatung ist dadurch gekenn-

zeichnet, daß eine umfassende Wirtschaftsberatung für voll handlungsfähige Privathaushalte 

mit mehr oder weniger knappem Budget in mehreren speziellen Beratungszweigen und 

Beratungsformen in freier Trägerschaft angeboten wird. Die Beratung erstreckt sich nicht nur 

auf die Ausgabenseite des Haushalts, sondern schließt auch die Einkommenserzielung ein und 

soll datengestützt, d.h. auf der Grundlage einer modernen Haushaltsbuchführung durchgeführt 

werden.  

 

Es werden fünf Beratungszweige unterschieden: 

 die Budgetberatung für die Analyse und Gestaltung der Einkommensverwendung; 

 die umfassendere Haushalts-(Unternehmens-)Beratung für die Analyse und Gestaltung der 

Einkommenserzielung, insbesondere durch Existenzgründung und selbständige, unterneh-

merische Tätigkeit;  

 die Transfereinkommensberatung für die Bereitstellung entsprechender Informationen und 

Hilfen „aus einer Hand“ einschließlich einer Aktivierung der Erwerbs- und Einkommens-

erzielungsneigung; 

  die Kreditberatung für die Abklärung der Erfordernisse, Möglichkeiten und Grenzen 

einer Kreditaufnahme sowie  

 die – damit zusammenhängende – (Schuldner-)Beratung für in normalem Umfang ver-

schuldete, aber zahlungsfähige Haushalte. 

 

Das Beratungsangebot bezieht sich zwar vor allem auf die finanziellen Angelegenheiten der 

Ratsuchenden. Da aber die Finanzsphäre nicht isoliert existiert, sondern in den Haushalts- und 

Familienkontext eingebettet ist, muß die präventive Einkommens- und Budgetberatung diesen 

Gesamtzusammenhang so weit wie nötig berücksichtigen und insofern ganzheitlich angelegt 

sein. Die zweigspezifischen Beratungsinhalte können von den Ratsuchenden gesondert, aber 

auch in Kombination nachgefragt werden. Einige Beratungszweige sind ohnehin systematisch 

miteinander verbunden; z.B. schließt die umfassende Haushaltsberatung die Budgetberatung 

ein, und auch die Kreditberatung für Privathaushalte sollte mit der Budgetberatung verbunden 

sein.  

 

Die Beratungsphilosophie ist vor allem an drei Prinzipien orientiert: dem Prinzip der Präven-

tion im Sinne der Vorsorge und der Hilfe zur Selbsthilfe einschließlich der Selbstinformation; 



an dem Prinzip der Personenzentriertheit bei Berücksichtigung des Haushalts-, Familien- und 

Umfeldzusammenhangs; und an dem Prinzip der einfühlenden und beratenden, d.h. nicht 

direktiven Gesprächsführung. Als Beratungsformen werden zum einen Einzel- und Gruppen-

beratungen angeboten, zum anderen sollen Erfahrungsgruppen nach der Art von Selbsthilfe-

gruppen aufgebaut werden. Wie in anderen Lebensbereichen auch, können in solchen Grup-

pen durch Erfahrungsaustausch und gegenseitige Motivation die angestrebten Handlungs-

weisen erlernt und stabilisiert werden.  

 

Das Beratungsangebot ist in der Modellphase von der Rostocker Bevölkerung sehr gut ange-

nommen worden. Von Jahr zu Jahr steigende Zahlen der Ratsuchenden belegen eindeutig den 

Bedarf an präventiver Einkommens- und Budgetberatung. Die Zahl der Einzelberatungen und 

der Teilnehmer an Grupppenveranstaltungen stieg von 135 bzw. 341 (1995) auf 653 bzw. 947 

(1998) (Einkommens- und Budgetberatung Rostock e.V., 1999, S. 23, S. 45). Nunmehr 

kommt es darauf an, Nachahmungen in anderen Bundesländern anzuregen, denn von einem 

entsprechenden Bedarf muß nach den obigen Ausführungen über Verarmungsgründe 

grundsätzlich auch in anderen Bundesländern, alten wie neuen, ausgegangen werden. 

Angesichts knapper öffentlicher Mittel und einer vielerorts als kommunale Pflichtaufgabe 

festgeschriebenen Schuldnerberatung für überschuldete Privathaushalte muß allerdings nach 

neuen Lösungen für die Institutionalisierung und Finanzierung gesucht werden. Hier kommen 

insbesondere bestehende oder neu zu etablierende freie Träger, ggf. unter kommunaler Betei-

ligung, in Betracht (vgl. dazu Palentin, Hurrelmann, Herlt, 1999).  

 

Ein entsprechendes Konzept wird im Abschnitt 4 dieser Expertise vorgestellt, weil dabei auch 

die folgenden Maßnahmen zur Armutsprävention bei Privathaushalten berücksichtigt werden 

sollen.  

 

3.5 Vermittlung von praktischen Haushalts- und Familienkompetenzen 

 

Noch einen Schritt weiter als die präventive Einkommens- und Budgetberatung für prinzipiell 

alle Privathaushalte, die ihren finanziellen Spielraum gestalten wollen, geht die Vermittlung 

von praktischen Haushaltsführungskompetenzen für erkennbar armutsgefährdete bzw. armuts-

nahe Haushalte. Diesbezüglich liegen Erfahrungen aus der Arbeit im Rahmen der Familien-

pflege sowie aus Projekten freier Träger für bestimmte Zielgruppen vor, z.B. die „Hauswirt-

schaftliche Beratung für verschuldete Familien durch ehrenamtliche Helferinnen“ des Vereins 



für Fraueninteressen München e.V. (1998) und – aus dem Ausland – das Programm „Building 

Self-Sufficient Families: Welfare to Work“ des Texas Agricultural Extension Service, USA 

(1997ff.). Die Erfahrungen aus solchen Projekten werden im Rahmen des vom BMFSFJ ini-

tiierten Maßnahmenkonzepts zur Armutsprävention, Bereich „Beiträge hauswirtschaftlicher 

Verbände zu einer konzertierten Aktion der Armutsprävention“, umgesetzt; dieses Programm 

wird nachfolgend näher dargestellt.  

 

Unter dem Titel „Armutsprävention durch Stärkung von Haushaltsführungskompetenzen“ 

wurden von der Professur für Haushalts- und Konsumökonomik an der Universität Bonn in 

Kooperation mit Verbänden und Organisationen hauswirtschaftliche Praxisprojekte entwik-

kelt, die sich an besonders armutsgefährdete Zielgruppen wenden (Piorkowsky, 2000). Dabei 

handelt es sich in erster Linie um einkommensschwache Familienhaushalte mit mehreren 

Kindern, insbesondere auch um Familienhaushalte von Alleinerziehenden sowie von Migran-

ten, aber auch um junge und alte Alleinstehende und um Familienhaushalte ohne Kinder.  

 

Die Maßnahmen der Praxisprojekte bestehen in der Vermittlung von Wissen und der Ein-

übung von Fertigkeiten durch unterschiedliche Zugangsweisen in Komm- und Gehstrukturen 

sowie in unterschiedlichem Umfang und führen teils bis zur Vorbereitung auf den beruflichen 

Abschluß als Hauswirtschafter/in. Inhaltlich zielen die Maßnahmen insgesamt vor allem auf 

die Stärkung folgender Kompetenzen: Umgang mit Geld, Organisation und Planung, Beschaf-

fung, Arbeitstechniken, Sozialkompetenzen, Umgang mit Behörden. Der Zeitrahmen der 

Projekte ist unterschiedlich lang: er reicht von vier Monaten bis zu drei Jahren. 

 

Für die Auswahl der Einzelprojekte und deren Einbindung in die konzertierte Aktion war 

insbesondere maßgeblich, daß ein breites Spektrum von Zielgruppen und Maßnahmen mit 

unterschiedlichem Umfang und in verschiedenen Regionen Deutschlands repräsentiert wird 

und daß die Träger der Projekte für die Fortsetzung der Maßnahme und die Verbreitung der 

Projektergebnisse Sorge tragen. Die Koordination und Effizienzkontrolle ist der Deutschen 

Gesellschaft für Hauswirtschaft e.V. (dgh) übertragen worden. Für das Wissenschaftliche 

Projektmanagement, u.a. auch für die Vernetzung mit anderen Bereichen des Armutspräven-

tionsprogramms des BMFSFJ, ist die Professur für Haushalts- und Konsumökonomik an der 

Universität Bonn zuständig. 

 



Nachfolgend werden die bereits angelaufenen bzw. entscheidungsreifen Beiträge der im 

Rahmen der konzertierten Aktion mitwirkenden Verbände und Organisationen in alpha-

betischer Reihenfolge aufgeführt. In vielen Fällen wird allein aus der Formulierung des 

Projekttitels deutlich, welche Zielgruppen jeweils angesprochen und welche Maßnahmen im 

einzelnen verfolgt werden.  

Verbände und ihre Beiträge zur konzertierten Aktion zum Armutspräventionsprogramm: 

 Beratungsdienst der Sparkassen „Geld und Haushalt“ im Deutschen Sparkassen- und 

Giroverband: Logistische Unterstützung des Gesamtprojekts durch Bereitstellung von 

Materialien und Vortragskapazitäten sowie Entwicklung zielgruppenspezifischer 

Angebote; 

 Bildungswerk des Deutschen Hausfrauen-Bundes e.V., Augsburg: Armutsprävention 

durch Vermittlung von Haushaltsführungskompetenzen bis zum beruflichen Abschluß; 

 Bildungswerk des Deutschen Hausfrauen-Bundes e.V., Hessen: Auskommen mit dem 

Einkommen; 

 Bildungswerk des Deutschen Hausfrauen-Bundes e.V., Leipzig: Unterstützung von Frauen 

bei der ökonomischen Führung des Haushalts in finanziellen Notlagen; 

 Bildungswerk Hauswirtschaft e.V., Gelsenkirchen: Kursangebote in Modulform bis zum 

beruflichen Vorbereitungslehrgang zur Hauswirtschafterin; 

 Caritasverband Leipzig e.V.: Stärkung von Haushaltsführungskompetenzen in Familien-

haushalten; 

 Caritasverband für die Diözese Trier e.V.: Stärkung von Haushaltsführungskompetenzen 

von Frauen in benachteiligten Lebenssituationen; 

 Deutscher Caritasverband, Freiburg: Vermittlung von Haushaltsführungskompetenzen in 

Multiproblemfamilien (noch in der Vorbereitungsphase); 

 Diakonisches Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland, Stuttgart: Das bißchen 

Haushalt...; 

 hv – Hausfrauenvereinigung des Katholischen Deutschen Frauenbundes, Köln: Väter/ 

Männer erlangen Haushaltsführungskompetenzen; 

 In Via – Katholische Mädchensozialarbeit – Deutscher Verband e.V., Freiburg i. Br.: 

Armutsprävention und Milderung defizitärer Lebenslagen durch Stärkung von Haushalts-

führungskompetenzen; 

 Schuldnerberatung Aachen e.V.: Kids und Knete; 



 Verein IDEA e.V., Aachen: Haushaltsführung für ausländische Familien, für kinderreiche 

Familien, für Familien im Rahmen der Entschuldung, für türkische Familien im Rahmen 

der Entschuldung (noch in der Vorbereitungsphase). 

 

Die Bedeutung der Aktivierung hauswirtschaftlicher Verbände und Organisationen im 

Rahmen des Armutspräventionsprogramms kann nicht hoch genug eingeschätzt werden. Die 

Verbände im Bereich der Hauswirtschaft werden durch die Einbindung in die konzertierte 

Aktion angeregt, ihre Funktion als mediale Institutionen der Wohlfahrtsproduktion zu erken-

nen und einen nachhaltigen Beitrag zur Lösung eines der aktuell drängendsten gesellschaft-

lichen Probleme zu leisten. Erste Erfahrungen aus den angelaufenen Projekten und die Reso-

nanz bei Betroffenen und bei beteiligten wie nicht beteiligten Verbänden sowie in den Medien 

und der interessierten Fachöffentlichkeit sind ermutigend. Das erste bereits erfolgreich been-

dete Projekt (Bildungswerk des Deutschen Hausfrauen-Bundes e.V., Leipzig: Unterstützung 

von Frauen bei der ökonomischen Führung des Haushalts in finanziellen Notlagen) belegt 

die Sinnhaftigkeit des hier gewählten Ansatzes zur Armutsprävention.  

 

4. Umsetzung von Maßnahmen auf kommunaler Ebene 

 

Abschließend wird ein Konzept skizziert, das sich auf Ergebnisse der Tagung „Kommunale 

Strategien der Armutsprävention“ des Instituts für Bevölkerungsforschung und Sozialpolitik 

der Universität Bielefeld stützt, insbesondere auf die Beiträge von Heuwinkel (1999) und 

Palentin (1999). Ausgangspunkt der Überlegungen ist der Umstand, daß sich Maßnahmen der 

Armutsprävention in den Bereichen Erwachsenenbildung, Beratung und Vermittlung von 

praktischen Fähigkeiten, wie sie vorstehend beschrieben worden sind, wenn nicht immer, so 

doch ganz überwiegend in einem regionalen bzw. lokalen und damit auch kommunalen Kon-

text abspielen und daß die kommunalen Organisations- und Entscheidungsstrukturen für die 

Einbindung der in Frage kommenden freien und öffentlichen Träger solcher Maßnahmen 

bestmöglich genutzt werden sollten.  

 

Für die Umsetzung von Maßnahmen der Armutsprävention, insbesondere in den Bereichen 

Erwachsenenbildung, Beratung und Vermittlung von praktischen Fähigkeiten, sind drei 

Schritte erforderlich: (1) Die Festlegung von Arbeitsstrukturen und Aufgaben, (2) die orga-

nisatorische Verankerung und Flankierung der Maßnahmen und (3) die Planung und Durch-



führung der Maßnahmen. Im folgenden werden lediglich die Punkte 1 und 2 näher ausgeführt; 

die den Punkt 3 betreffenden Inhalte sind vorstehend bereits angesprochen worden. 

 

Für die Festlegung von Arbeitsstrukturen und Aufgaben sind folgende Schritte erforderlich 

(Heuwinkel, 1999, S. 28): 

1. Verständigung auf eine bedarfsbezogene regionale Armutsdefinition (Bestimmung von 

Zielgruppen und Festlegung von Interventionskriterien); 

2. Entwicklung von Arbeitsstrukturen und Maßnahmen zur Armutsvermeidung und Armuts-

bekämpfung (Funktions-, Inhalts-, Strukturkonzept); 

 Das Funktionskonzept beschreibt die zu erfüllende Aufgabe bzw. die mit der Maßnahme 

angestrebte Wirkung. 

 Das Inhaltskonzept beschreibt Art und Weise des Vorgehens bzw. der Information oder 

Hilfe. 

 Das Strukturkonzept beschreibt die Regeln im Zusammenwirken der Akteure bei der 

Durchführung der Maßnahme. 

3. Einführung von Qualitätssicherung und Konfliktmanagement für das Zusammenwirken 

der Akteure.  

4.  Verabredung von Instrumenten zur Wirkungsanalyse (Controlling); 

5.  Gemeinsame Erarbeitung von Verfahren und Werkzeugen für Präventions- und Interven-

tionsarbeit.  

 

Hinsichtlich der Zielgruppenbestimmung seien lediglich noch einmal die besonders armuts-

gefährdeten Gruppen genannt: Kinderreiche Familien, Alleinerziehende mit ihren Kindern, 

Migranten-Familien und Familien mit Langzeitarbeitslosen. Möglichkeiten der Zielgruppen-

erreichung bieten folgende Institutionen: Einrichtungen der Schwangerenberatung und Vor-

sorgeuntersuchung, Eltern-Kind-Gruppen, Wohnungsunternehmen, Versorgungsunternehmen, 

Wohnungsamt, Kleiderkammer, Suppenküche, Tafeln, Familienhilfe, Kindergarten, Schule. 

Frühindikatoren für erhöhte Armutsrisiken sind insbesondere die folgenden Ereignisse: 

Verlust des Arbeitsplatzes, Abbruch der Schul- oder Berufsausbildung, schwerwiegende 

Partnerkonflikte, Trennung, Erziehungsprobleme, akute Schulprobleme der Kinder, Spiel- 

und Suchtverhalten, Schwerwiegende Erkrankungen, Miet- und Nebenkostenrückstände, 

Rückzug aus Vereinen, Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, Haft. 

 



Möglichkeiten der organisatorischen Verankerung und Flankierung bieten insbesondere 

folgende Maßnahmen (Heuwinkel, 1999, S. 28 -29; Palentin, 1999, S. 18-19): 

 „Runder Tisch Armutsvermeidung und Armutsprävention“ (unter Beteiligung von kom-

munalen Stellen, sozialen Trägern und Kirchengemeinden, Volkshochschulen, Woh-

nungsbaugesellschaften, Arbeitsverwaltung, Unternehmervertreter, Beratungseinrich-

tungen, Medienvertreter, Kommunalpolitiker); 

 Kommunale Konferenz gegen Armut (im Zusammenwirken mit dem „Runden Tisch“); 

 „Spendenparlament“ (Beteiligung der Spender an den Verwendungsentscheidungen); 

 Kommunaler Armutsbericht bzw. Sozialberichtserstattung. 

 

Die obigen allgemeinen Hinweise sind aus praktische Erfahrungen abgeleitet, auf die bei der 

Tagung des Instituts für Bevölkerungsforschung und Sozialpolitik der Universität Bielefeld 

verwiesen werden konnte (Palentin, Hurrelmann, Herlth, 1999). Entsprechende Erfahrungen 

bzw. Perspektiven der Strategieentwicklung liegen auch den hauswirtschaftlichen Praxispro-

jekten und dem Konzept der präventiven Einkommens- und Budgetberatung zugrunde; sie 

lassen sich – cum grano salis – auch auf Maßnahmen der Erwachsenenbildung zur Stärkung 

von Haushaltsführungskompetenzen im Rahmen der Armutsprävention und sozioökono-

mischen anwenden.  
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